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Ein schlanker Sozialstaat darf die Menschen nicht zurücklassen 

Die von der Expertenkommission vorgeschlagenen Eckpunkte zur Sozialstaatsreform zielen darauf ab, 

den Sozialstaat effizienter, digitaler und finanziell nachhaltiger zu gestalten. Verwaltungsverfahren 

sollen vereinfacht, Leistungen besser gebündelt und Arbeitsanreize verstärkt werden. Gleichzeitig 

sollen die steigenden Sozialausgaben begrenzt und langfristig Einsparungen erzielt werden.  

Der Sozialstaat dient jedoch vorrangig der Absicherung von Lebensrisiken unter Wahrung der 

Menschenwürde. Effizienzgewinne dürfen daher niemals zulasten sozialer Sicherheit gehen. Der 

Erhalt eines starken Sozialstaatsprinzips ist immanent wichtig. An dem Versprechen, dass es keinen 

strukturellen Abbau von Sozialleistungen geben soll, muss sich die Bundesregierung messen lassen. 

Das Ziel, Doppelstrukturen abzubauen, bürokratieärmer und digitaler zu werden, zeigt einen Weg in 

die richtige Richtung. Dennoch gilt es, die Menschen im Transferleistungsbezug nicht aus den Augen 

zu verlieren. Aus Sicht von KOLPING braucht es daher eine differenzierte Betrachtung und eine klare 

Option für die, die von den Leistungen des Sozialstaates abhängig sind. 

Die Bündelung von Sozialleistungen darf nicht zu Leistungskürzungen führen  

Als positiv zu bewerten ist vor allem die Bündelung steuerfinanzierter Sozialleistungen, die derzeit in 

unterschiedlichen Rechtskreisen verortet sind und mehrerer Antragsverfahren bedürfen. Explizit ist 

hiermit die Zusammenfassung von Grundsicherung für Arbeitsuchende, Wohngeld sowie 

Kinderzuschlag gemeint. 

Bei einer Zusammenfassung sind insbesondere die sogenannten „Hilfen aus einer Hand“ zu 

betrachten. Vereinfachte Antragsverfahren für Leistungsbeziehende durch ein bis Ende 2027 

umzusetzendes digitales Sozialportal sieht KOLPING positiv und hofft, dass ein „Lichten des 

Bürokratiedschungels“ dazu führen wird, dass die zustehenden Leistungen auch öfter proaktiv 

beantragt werden, exemplarisch sei hier das Bildungs- und Teilhabepaket genannt. 

Ebenfalls positiv zu sehen ist eine klare verwaltungsseitige Zuständigkeitsregelung: Für alle 

erwerbsfähigen Personen ist das Jobcenter verantwortlich, für nicht erwerbsfähige Personen, z.B. 

Menschen die Grundsicherung im Alter erhalten, ausschließlich das Sozialamt. 

Eine Vereinfachung von Verwaltungsabläufen und Beantragungsverfahren darf allerdings nicht die 

Gefahr mit sich bringen, dass sie zu versteckten Leistungskürzungen führt. Denn aus Sicht von 

KOLPING gilt: Eine Reform des Sozialstaates darf nicht auf dem Rücken von Menschen ausgetragen 

werden, für die Subsidiarität und Solidarität existentiell sind. 

Die Zusammenführung von Kinderzuschlag und Wohngeld ist zudem kein ganz neuer Aspekt in der 

sozialpolitischen Debatte, sondern war bereits im Gesetzentwurf zur gescheiterten 

Kindergrundsicherung enthalten. Es gilt aber auch klar zu sagen: Zur Bekämpfung von Kinderarmut 

reicht eine bloße Bündelung bestehender Leistungen nicht aus. Entscheidend ist, dass Familien 

hierdurch finanziell nicht schlechter gestellt werden und die Unterstützung für Kinder tatsächlich 

verbessert wird. Gerade bei der Bündelung der vorgenannten Leistungen sollten folgende 

Gesichtspunkte nicht außer Acht gelassen werden:  
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Das Wohngeld soll hohe Wohnkosten ausgleichen, während der Kinderzuschlag Familien mit 

geringem Einkommen unterstützt, damit sie nicht auf andere Sozialleistungen angewiesen sind. 

Werden beide Leistungen zusammengelegt, besteht das Risiko, dass individuelle Lebenslagen weniger 

genau berücksichtigt werden. Auch nach einer Zusammenlegung müssen Einkommen, Vermögen, 

Haushaltsgröße, Kinderzahl und regionale Mietkosten beachtet werden.  

Die Anspruchsberechnung bleibt deshalb komplex. Es besteht die Gefahr, dass lediglich zwei 

Regelwerke durch ein einziges, aber weiterhin kompliziertes Regelwerk ersetzt werden. 

Schnelle Bearbeitung und schlankere Verwaltungsabläufe sind wichtig – die Neuausrichtung der 

Verwaltungsstrukturen bringt allerdings einen hohen Komplexitätsgrad mit sich 

Deutlich positiver bewertet KOLPING die Digitalisierungsbemühungen. Sie ermöglichen eine 

ressourceneffizientere Bearbeitung durch die Verwaltungen und führen voraussichtlich zu einer 

kürzeren Bearbeitungsdauer. 

Allerdings sollte sichergestellt werden, dass digitale Verfahren niemanden ausschließen. Gerade 

ältere Menschen, Menschen mit Behinderungen oder Personen mit geringen digitalen Kompetenzen 

benötigen weiterhin niedrigschwellige Beratungs- und Unterstützungsangebote. Aus Sicht von 

KOLPING darf es daher nicht zu einer reinen Verlagerung der Beratung ins Digitale kommen. 

Präsentische Beratungsleistungen müssen personen- und anlassbezogen weiterhin möglich sein. 

„Fördern und fordern” – Neue Grundsicherung bringt einige Stolperfallen mit sich 

Aus Sicht von KOLPING wird es einen Zielkonflikt zwischen einer schnellen und einer nachhaltigeren 

Integration in den Arbeitsmarkt geben. Armutsnahe Lebensverhältnisse werden bei nicht-

nachhaltiger Integration weiter verfestigt und lediglich die Arbeitsmarktstatistik verbessert. KOLPING 

steht auch weiterhin für einen Sozialstaat, der auf Qualifizierung, Beratung und individuelle 

Förderung statt auf Druck setzt. Der nun wieder eingeführte Vermittlungsvorrang verkennt allerdings, 

dass eine gelungene Integration in den Arbeitsmarkt Qualifizierung und Weiterbildung voraussetzt. 

KOLPING unterstützt daher ausdrücklich, dass zusätzliche finanzielle Mittel und zeitliche Kapazitäten 

der Arbeitssuchenden in die Weiterbildung fließen sollen, um Menschen neue Qualifikationswege zu 

eröffnen.  

Verschärfte Sanktionen sind nicht zielführend 

Die in der bisherigen medialen Diskussion mitschwingende Argumentation, mangelnde Motivation sei 

die Hauptursache für fehlende Arbeitsmarktintegration, ist weitgehend falsch und trifft nur auf einen 

kleinen Teil der Grundsicherungsbeziehenden zu. Beim weit überwiegenden Teil sind individuelle 

Vermittlungshemmnisse wie gesundheitliche Einschränkungen der Grund für eine fehlende, 

dauerhafte Arbeitsmarktintegration. Hinzu kommen familiäre Aspekte wie die Pflegebedürftigkeit 

eines Familienangehörigen. Zuweilen ist aber auch eine gute formale Qualifikation vorhanden, die 

aber auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr nachgefragt wird. Nicht unwichtig für die Eigenmotivation der 

Leistungsbeziehenden bei der Stellensuche ist die Dauer der Arbeitslosigkeit und auch die Angst vor 

dem Scheitern, insbesondere bei Menschen, die bisher wenig Arbeitsmarktnähe vorweisen können 

und zur Gruppe der Langzeit-Leistungsbeziehenden gehören.1 

 
1 Bertelsmann-Stiftung, Gütersloh (2025): Jobsuche im Bürgergeld- Wie sich Leistungsbeziehende um Arbeit 
bemühen, S.34 ff. 
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Lediglich 0,6 Prozent2 der Leistungsbeziehenden sind Totalverweiger*innen. Eine vollständige Kürzung 

der Gelder für diesen Personenkreis lehnt KOLPING weiterhin ab, denn eine verschärfte 

Sanktionslogik ist insofern kritisch zu betrachten, als dass Leistungskürzungen dazu führen, dass 

Betroffene ihre Miete, Strom- oder Lebensmittelkosten nicht mehr vollständig decken können. Das 

Risiko, das verfassungsrechtlich garantierte Existenzminimum zu unterschreiten, kann dadurch erhöht 

werden. Neben dem sozialpolitischen Aspekt ist auch nicht zu unterschätzen, dass Sanktionen 

sorgfältig geprüft, dokumentiert und gegebenenfalls vor Gericht verteidigt werden müssen. Das 

bindet Personal und verursacht zusätzliche Verwaltungskosten, wodurch ein Teil der möglichen 

Einsparungen wieder verloren gehen könnten. Insofern muss bei Sanktionen jeglicher Art mit „Maß 

und Mitte“ geschaut werden. Sanktionen bekämpfen nicht die Ursachen der Arbeitslosigkeit, sondern 

sanktionieren lediglich das Verhalten. 

Eine Verfestigung von Armut muss vermieden werden – Kinder und Jugendliche dürfen nicht die 

Leidtragenden sein 

KOLPING lehnt die Verfestigung der ohnehin oftmals prekären Lebensverhältnisse ab. Besonders 

kritisch wird eine Sanktionspraxis gesehen, die indirekt Leistungskürzungen für Kinder und 

Jugendliche zur Folge hat. Werden Sozialleistungen für Eltern oder junge Leistungsbeziehende 

gekürzt, wird die gesamte Familie belastet. 

Kinder tragen keine Verantwortung für mögliche Pflichtverletzungen ihrer Eltern. Sie müssen die 

Folgen von Sanktionen jedoch mittragen. Dadurch können ihre Lebensbedingungen sowie ihre 

Bildungs- und Entwicklungschancen beeinträchtigt werden. 

Ein starker Sozialstaat ist immens wichtig für den gesellschaftlichen Zusammenhalt 

Gerade in Zeiten mannigfaltiger Krisen dürfen Menschen, die auf Unterstützung durch die 

Allgemeinheit angewiesen sind, nicht alleingelassen werden. Die Gesellschaft darf zugleich 

einfordern, dass sich die betroffenen Menschen im Rahmen ihrer Möglichkeiten aktiv an Lösungen 

beteiligen. Die Reform des Sozialstaates darf nicht dazu führen, dass die politischen Ränder gestärkt 

werden und das Vertrauen in eine „Politik der Mitte” weiter schwindet. Bei den weiteren 

Umsetzungsschritten der Sozialstaatsreform fordert KOLPING, die Sozial- und Wohlfahrtsverbände 

angemessen einzubinden, damit die Modernisierung des Sozialstaates auf einen breiten Konsens 

trifft. 

 

Köln, den 18. Juli 2026 

Der Bundesvorstand 

 
2  Die genannte Prozentzahl bezieht sich auf eine Auswertung der Agentur für Arbeit und des Instituts für 
Arbeitsmarktforschung aus dem Jahr 2024, wonach bundesweit lediglich 23.352 Personen wegen der 
Weigerung zur Arbeit, Ausbildung und Maßnahmen sanktioniert wurden. Dies entspricht 0,6 Prozent aller 
Leistungsbeziehenden (vgl. hierzu auch: https://taz.de/Faktencheck-Sozialausgaben/!6107991/) 


